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1 ABR 24/83
5 Ta BV 46/82 Frankfurt am Main
Verkündet am 
19. Juni 1984
Ude,Angestellte
als Urkundsbeamter
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

Beschluß
In dem 

Beschlußverfahren
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hat der Erste Senat des Bundesarbeitsgerichts auf die An­
hörung der Beteiligten vom 27. März 1989 durch den Präsi­
denten Professor Dr. Kissel, die Richter Dr. Seidensticker 
und Matthes sowie die ehrenamtlichen Richter Dr. Wehr und 
Koerner beschlossen:

Auf die Rechtsbeschwerde des Betriebsrates 
wird der Beschluß des Landesarbeitsgerichts 
Frankfurt am Main vom 7. Dezember 1982 
- 5 Ta BV 96/82 - aufgehoben.

Auf die Beschwerde der Antragstellerin wird 
der Beschluß des Arbeitsgerichts Frankfurt 
am Main vom 10. November 1981 - 13 BV 
13/80 - teilweise abgeändert und im Umfange
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der Abänderung wie folgt neu gefaßt:

Auf den Hilfsantrag der Antragstellerin wird 
die Zustimmung des Betriebsrates zur Einstel­
lung und Beschäftigung des Angestellten 
William W. K ersetzt. Die weiterge­
henden Anträge der Antragstellerin werden ab­
gewiesen.

Abgewiesen wird auch der Antrag des Betriebs­
rates. Insoweit wird die Rechtsbeschwerde 
des Betriebsrates zurückgewiesen.

V o n  R e c h t s  w e g e n  l 

G r ü n d e :

A.l. Die Antragstellerin, die American Express International 
Banking Corporation - vielfach mit dem Zusatz "Military Banking 
Division" -, ist ein nach dem Recht der Vereinigten Staaten von 
Amerika errichtetes Unternehmen mit dem Sitz in New York. Anders 
als die zu derselben Unternehmensgruppe gehörenden Firmen und 
Filialen mit ähnlichem Namen, die allgemein Bankgeschäfte und die 
Veranstaltung und Vermittlung von Reisen betreiben, wird die An­
tragstellerin in der Bundesrepublik Deutschland im Aufträge der 
Vereinigten Staaten und auf der Grundlage von Verträgen mit dem 
Verteidigungsministerium der Vereinigten Staaten ausschließlich
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für die Streitkräfte der Vereinigten Staaten, die Mitglieder der 
Truppe und deren Angehörige tätig. Sie betreibt in der Bundesre­
publik, in Griechenland und in den Niederlanden insgesamt UM 
Filialen, die von der Hauptverwaltung in Frankfurt aus geleitet 
werden. Neben den Bankgeschäften, die sie für die Mitglieder der 
Truppe, des zivilen Gefolges und deren Angehörigen betreibt, wird 
auch der Zahlungsverkehr der Streitkräfte selbst über sie abge­
wickelt. Sie gehört zu den in Art. 72 Abs. 1 des Zusatzab­
kommens zum NATO-Truppenstatut (ZA) genannten •'nichtdeutschen 
Unternehmen wirtschaftlichen Charakters".

Die Antragstellerin beschäftigt in der Bundesrepublik rd. 
1.100 Arbeitnehmer. Etwa *400 davon sind Staatsangehörige der USA 
und werden in Dollar entlohnt. Die deutschen Arbeitnehmer erhal­
ten ihre Vergütung in DM.

2. Bei der Antragstellerin bestehen mehrere Betriebsräte. Der 
bei der Hauptverwaltung für Deutschland errichtete Betriebsrat 
ist der Antragsgegner des vorliegenden Verfahrens. Die Betei­
ligten streiten um Mitbestimmungsrechte des Betriebsrates bei der 
Einstellung von Staatsbürgern der USA als Arbeitnehmer der An­
tragstellerin.

Am 1. April 1980 teilte die Antragstellerin dem Betriebsrat 
mit, daß sie beabsichtige, den US-Bürger K als Manager HQ
Administration mit Wirkung vom 8. April 1980 einzustellen.

Der Angestellte K war Offizier der US-Streitkräfte
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und bis 1978 in Deutschland stationiert. Er wurde danach in die 
Vereinigten Staaten zurückverlegt und schied dort am 31* Januar 
1980 aus dem Wehrdienst aus. Seine Familie lebt in den USA, er 
hat dort Grundbesitz.

Anfang 1980 kamen Kontakte zur Antragstellerin zustande. 
Nachdem die Antragstellerin ihm telefonisch die Stelle zugesagt 
hatte, reiste K am 31. März 1980 in die Bundesrepublik
ein und erhielt hier von der Antragstellerin ein schriftliches 
Angebot. Am 1. April 1980 wurde ein schriftlicher Arbeitsvertrag 
auf die Dauer von drei Jahren abgeschlossen. Am 3. April 1980 
erhielt K von den Truppenbehörden in seinen Paß den
Stempel ’’Status of Forces”.

Nach dem 31. Januar 1980 hat sich K von seiner Frau
in den USA scheiden lassen und im Februar 1981 in Deutschland 
seine jetzige Frau geheiratet.

Der Betriebsrat widersprach mit Schreiben vom 3* April 1980 
der Einstellung und gab als Begründung an:

Die Einstellung von Herrn K ver­
stößt gegen den Grundsatz der Gleichbe­
handlung gemäß § 75 BetrVG. Gleichzeitig 
verstößt die Einstellung auch gegen be­
stehende deutsche Ausländer- und Steuer­
gesetze. Der Betriebsrat hätte keine Ein­
wände gegen eine Einstellung auf der DM- Payroll.

Die Antragstellerin teilte daraufhin dem Betriebsrat am 8. 
April 1980 mit, daß sie den Angestellten K vorläufig
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einstellen wolle und bat um die Zustimmung des Betriebsrates.

Der Betriebsrat widersprach mit Schreiben vom 10. April
1980 auch der vorläufigen Einstellung.

3. Die Antragstellerin hat im vorliegenden Verfahren zunächst 
beantragt,

die Zustimmung des Betriebsrates zur Ein­
stellung des Angestellten K zu er­
setzen und
festzustellen, daß die vorläufige Einstel­
lung des Herrn K aus sachlichen
Gründen dringend erforderlich war.

Zu jener Zeit war die Antragstellerin der Ansicht, daß auch 
die Einstellung von US-Bürgern der Zustimmung des Betriebsrates 
bedürfte. Eine Betriebsvereinbarung zwischen den Beteiligten über 
die Anstellungs- und Arbeitsbedingungen nahm in § 1 Abs. 3 le­
diglich Angestellte aus, die von der Zentralverwaltung in New 
York eingestellt und mit besonderen Aufgaben in Deutschland be­
traut werden (Assigned Staff). Die Antragstellerin ist später auf 
Vorstellungen der Behörden der US-Truppe und aufgrund eines 
Schreibens des "Department of the Army" in Amerika vom 23. April
1981 anderer Ansicht geworden. Sie vertritt nunmehr die Ansicht, 
daß US-Bürger, die bei der Antragstellerin arbeiten, Mitglieder 
des zivilen Gefolges sind. Die Eigenschaft eines Mitgliedes des 
zivilen Gefolges werde von der Truppe mit verbindlicher Wirkung 
auch für die deutschen Behörden verliehen. Auf Mitglieder des 
zivilen Gefolges finde das deutsche Arbeitsrecht und Betriebs­
verfassungsgesetz keine Anwendung. Insoweit sei auch die deutsche
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Gerichtsbarkeit nicht gegeben.

Im Laufe des Verfahrens hat die Antragstellerin noch vor dem 
Arbeitsgericht ihren Antrag geändert und beantragt,

1. festzustellen, daß die Einstellung und 
Beschäftigung des Beteiligten Kdem Art. 72 Abs. 5 a ZA unterfällt, hilfsweise

2. die Zustimmung des Betriebsrates zur 
Einstellung des Beteiligten K
zu ersetzen und festzustellen, daß die 
vorläufige Einstellung des Beteiligten 
K aus sachlichen Gründen drin­
gend erforderlich war.

Der Betriebsrat hat dieser Antragsänderung widersprochen und 
seinerseits beantragt,

der Antragstellerin aufzugeben, die Ein­stellung und Beschäftigung des Beteilig­
ten K aufzuheben.

Das Arbeitsgericht hat festgestellt, daß die vorläufige 
Einstellung des Angestellten K aus sachlichen Gründen
dringend erforderlich war, im übrigen aber den Antrag der An­
tragstellerin zurückgewiesen und ihr auf den Antrag des Be­
triebsrates aufgegeben, die Beschäftigung des Angestellten K 

aufzuheben.

ty. Gegen diesen Beschluß hat die Antragstellerin Beschwerde 
eingelegt und vor dem Landesarbeitsgericht zuletzt beantragt.

1. den Beschluß des Arbeitsgerichts abzu-
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ändern, Y\
2. die Anträge des Betriebsrates zurückVy- 

weisen, \\
3. festzustellen, daß sie hinsichtlich de»? 

Einstellung und Beschäftigung der dem \
Art. 72 Abs. 5 a des Zusatzabkommens 
zum Nato-Truppenstatut unterfallenden y 
Angestellten der deutschen Gerichtsbar- V 
keit nicht untersteht, .
hilfsweise Y
festzustellen, daß sie hinsichtlich der v Einstellung und Beschäftigung des Be­
teiligten K nicht der deutschen
Gerichtsbarkeit untersteht, hilfsweise
festzustellen, daß das Betriebsverfas­
sungsgesetz auf die dem Art. 72 Abs. 5 a ZA unterfallenden Personen und damit auf 
den Beteiligten K keine Anwen­
dung findet.

\  t

\Y' \

Der Betriebsrat hat auch dieser Antragsänderung widerspro­
chen und beantragt,

die Beschwerde zurückzuweisen.

Das Landesarbeitsgericht hat den Beschluß des Arbeitsge­
richts abgeändert.

Es hat den Antrag des Betriebsrates auf Aufhebung der Be­
schäftigung des Angestellten K zurückgewiesen und fest­
gestellt ,

daß die Antragstellerin hinsichtlich der Einstellung und Beschäftigung des Ange­
stellten K der deutschen Gerichts­barkeit nicht untersteht.

Im übrigen hat es die Beschwerde der Antragstellerin zu-JLaw – Gesetze und Urteile
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Mit der zugelassenen Rechtsbeschwerde verfolgt der Be­
triebsrat die Wiederherstellung der arbeitsgerichtlichen Ent­
scheidung.

B. Die Rechtsbeschwerde des Betriebsrates ist zum Teil begrün­
det .

I. Nicht alle von den Beteiligten in den Vorinstanzen gestei - 
ten Anträge sind Gegenstand des RechtsbeschwerdeVerfahrens ge 
worden. In diesem ist vielmehr über die Anträge der Antragstel­
lerin nur noch insoweit zu entscheiden, als diese sich unmitt '- 
bar auf die Einstellung und Beschäftigung des Beteiligten K

beziehen. Zu entscheiden ist weiter über den Aufhebusv 
antrag des Betriebsrates.

1. Das Landesarbeitsgericht hat lediglich festgestellt, daß die 
Antragstellerin hinsichtlich der Einstellung und Beschäftigung 
des Beteiligten K nicht der deutschen Gerichtsbarkeit
unterliegt. Es hat übersehen, daß es der Antragstellerin aus­
weislich ihrer Anträge um eine weltergehende Entscheidung ging, 
die auch künftige Fälle der Einstellung und Beschäftigung von 
solchen Angestellten erfaßt, die dem Art. 72 Abs. 5 a ZA un­
terfallen. Dieser weitergehende, künftige Fälle umfassende Antrag 
betrifft einen anderen Streitgegenstand als derjenige Antrag, er 
sich lediglich auf die Einstellung und Beschäftigung des Betei­
ligten K bezieht (Beschluß des Sechsten Senats vom 29.
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Juli 1982, BAG 39, 259 = AP Nr. 5 zu § 83 ArbGG 1979, dem sich 
der Senat ln seiner Entscheidung vom 17. Mai 1983 - 1 ABR 
21/80 - zur Veröffentlichung vorgesehen, angeschlossen hat). Das 
wird deutlich auch daraus, daß die Antragstellerin eine Ent­
scheidung hinsichtlich der Einstellung und Beschäftigung des Be­
teiligten K nur hilfsweise begehrt hat.

Das Landesarbeitsgericht hat die Beschwerde der Antragstel­
lerin im übrigen zurückgewiesen. Es hat über den weitergehenden, 
künftige Fälle erfassenden Antrag jedenfalls ausdrücklich nicht 
entschieden. Dagegen hat die Antragstellerin ein Rechtsmittel 
nicht eingelegt. Der Antrag ist damit nicht in die Rechtsbe­
schwerdeinstanz gelangt. Ob damit über ihn rechtskräftig ent­
schieden ist oder ob er im Sinne von § 321 ZPO übergangen worden 
ist, bedarf in diesem Zusammenhang keiner Entscheidung.

2. Das Landesarbeitsgericht hat dem Antrag der Antragstellerin 
hinsichtlich der Einstellung und Beschäftigung des Beteiligten 
K stattgegeben. Dieser Antrag ist durch die Rechtsbe­
schwerde des Betriebsrates in die Rechtsbeschwerdeinstanz ge­
langt. Das führt dazuy daß in der Rechtsbeschwerdeinstanz auch 
über den von der Antragstellerin vor dem Arbeitsgericht gestell­
ten Hilfsantrag auf Ersetzung der Zustimmung des Betriebsrates 
zur Einstellung des Beteiligten K zu entscheiden ist,
wenn der Hauptantrag abgewiesen werden muß (BGHZ Hl, 38, 39; 
Baumbach/Lauterbach/Albers/Hartmann, ZPO, H2. Aufl., 5 537 
Anm. 1 C a).

|
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All erd i ngs hat die Antragstellerin diesen Hilfsantrag vi 
dem Landesarbeitsgericht nicht mehr ausdrücklich formuliert. Ihr 
gesamtes Vorbringen macht jedoch deutlich, daß sie diesen Arri.'ag 
hilfsweise weiterverfolgen wollte. Das Arbeitsgericht hatte ch 
den hilfsweise gestellten Zustimmungsersetzungsantrag der An­
tragstellerin abgewiesen. Auch mit dieser Entscheidung des Ai 
beitsgerichts befaßte sich ihre Beschwerdebegründung. Die An­
tragstellerin machte geltend, daß hinsichtlich des Beteiligt- 
K die deutsche Gerichtsbarkeit nicht gegeben sei, so daß
das Arbeitsgericht ihren Hilfsantrag auch aus diesem Grunde nicht 
habe abweisen dürfen. Sie machte weiter geltend, das Arbeitsbe ­
richt sei zu Unrecht davon ausgegangen, daß der Betriebsrat ine 
Zustimmung zur Einstellung zu Recht verweigert habe. Damit v ■- 
der Hilfsantrag auch in die Beschwerdeinstanz gelangt. Daß r bei 
der später erfolgten Neuformulierung der Anträge der Antrag­
stellerin nicht mehr ausdrücklich als Antrag formuliert word- t 
ist, besagt nicht, daß dieser Antrag zurückgenommen worden i I. 
Dazu hätte es nach § 87 Abs. 2 Satz 3 ArbGG auch der Zustimmung 
des Betriebsrates bedurft. Diese ist auch nicht stillschweig id 
erteilt worden, da der Betriebsrat der von der Antragstellerin 
vorgenommenen Änderung der Anträge - und damit einer Rücknah: ~ 
des Hilfsantrages, sollte diese beabsichtigt gewesen sein - aus­
drücklich widersprochen hat. Die Beteiligten haben in der Anhö­
rung vor dem Senat auch erklärt, daß ihrem Verständnis nach dar 
Hilfsantrag nach wie vor Gegenstand des Verfahrens sei.

3• Nicht mehr zu entscheiden ist in der Rechtsbeschwerdeins' ~mz 
darüber, ob die vorläufige Einstellung des Angestellten K
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dringend erforderlich war. Das hat das Arbeitsgericht festge­
stellt. Dagegen hat der Betriebsrat keine Beschwerde eingelegt. 
Uber diesen Antrag ist damit schon durch das Arbeitsgericht 
rechtskräftig entschieden worden.

II. Der Antrag der Antragstellerin, über den in der Rechtsbe­
schwerdeinstanz noch zu entscheiden ist, ist zulässig.

1. Die deutsche Gerichtsbarkeit zur Entscheidung über diesen 
Antrag in der Sache selbst ist gegeben.

Es kann an dieser Stelle dahingestellt bleiben, ob die An­
tragsteller! n nach allgemeinen Regeln des Völkerrechts oder nach 
Bestimmungen der Truppenverträge generell oder jedenfalls im 
Verhältnis zum Betriebsrat der deutschen Gerichtsbarkeit nicht 
unterliegt. Auf eine solche mögliche Befreiung von der deutschen 
Gerichtsbarkeit kann die Antragstellerin verzichten. Sie hat 
selbst das vorliegende Verfahren anhängig gemacht und über die 
von ihr gestellten Anträge eine Sachentscheidung der deutschen 
Gerichte für Arbeitssachen begehrt. Darin liegt ein Verzicht auf 
eine Befreiung von der deutschen Gerichtsbarkeit (Baumbach/Lau- 
terbach/Albers/Hartmann, aaO, Einführung zu §§ 18 - 20 GVG Anm.
C b; Kissel, GVG, § 18 Rz 21 und 24).

2. Das erforderliche Rechtsschutzinteresse ist gegeben.

Der Betriebsrat hat im Verfahren beantragt, der Antragstel­
lerin solle aufgegeben werden, die Einstellung und Beschäftigung
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des Beteiligten K aufzuheben. Insoweit könnte sich c
Antragstellerin auf den Abweisungsantrag beschränken. Das Ver­
fahrensziel der Antragstellerin geht jedoch über diese Abweis ng 
des Antrages des Betriebsrates hinaus. Sie will hinsichtlich der 
personellen Maßnahmen in bezug auf diesen Angestellten fest ge­
stellt wissen, daß der Betriebsrat dagegen nicht das Arbeitsge­
richt anrufen kann. Solche Maßnahmen liegen nicht außerhalb j sder 
Wahrscheinlichkeit. Wenn die Antragstellerin diesen Angestel1 en 
versetzen will und dazu die Zustimmung des Betriebsrates nie'-’ 
einholt, muß sie befürchten, daß der Betriebsrat wiederum das 
Arbeitsgericht anruft, um ihr aufgeben zu lassen, die Versetz ng 
aufzuheben. Bei einer stattgebenden Entscheidung über ihren 
Feststellungsantrag stünde unter den Beteiligten rechtskräft 
fest, daß der Betriebsrat gegen personelle Maßnahmen der Antrag­
stellerin in bezug auf diesen Angestellten das Arbeitsgericht 
nicht anrufen kann.

III. Der Hauptantrag der Antragstellerin ist nicht begründet»

Die Antragstellerin unterfällt im Verhältnis zum Betriebsrat 
der deutschen Gerichtsbarkeit auch dann, wenn es um die Einstel­
lung und Beschäftigung von Personen geht, auf die Art. 72 Abs 
5 a ZA Anwendung findet.

1. Die Antragstellerin ist ein nichtdeutsches Unternehmen 
wirtschaftlichen Charakters, nämlich ein Handelsunternehmen, das 
Bankgeschäfte betreibt. Sie wird auf dem Gebiet der Bundesrepu­
blik Deutschland geschäftlich tätig. Daß sie ihre Betätigung da-
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bel vertraglich auf einen bestimmten Geschäftsbereich beschränkt 
hat, ist insoweit ohne Bedeutung.

Für den im Inland gelegenen Betrieb eines ausländischen Un­
ternehmens gilt grundsätzlich deutsches Betriebsverfassungsrecht 
jedenfalls dann, wenn - wie hier - nicht mit allen Arbeitnehmern 
die Geltung ausländischen Arbeitsrechts vereinbart worden ist. In 
diesem Falle unterliegen auch die Betriebsangehörigen mit aus­
ländischem Arbeitsvertragsstatut dem deutschen Betriebsverfas­
sungsgesetz und damit den Beteiligungsrechten des Betriebsrates 
(Urteil des Fünften Senats vom 9. November 1977 - 5 AZR 132/76 - 
AP Nr. 13 zu Internationales Privatrecht, Arbeitsrecht, mit 
weiteren Nachweisen; Auffarth, Betriebsverfassung und Auslands­
beziehungen, Festschrift für Hilger/Stumpf, 1983, S. 31 ff.).
Auch ausländische juristische Personen, die im Bundesgebiet tätig 
werden, unterliegen grundsätzlich der deutschen Gerichtsbarkeit 
(Kissel, aaO, § 20 Rz 10).

Eine Ausnahme davon kann sich, da die Antragstellerin nicht 
zu den in §§ 18 und 19 GVG genannten Personen gehört, nur aus den 
allgemeinen Regeln des Völkerrechts oder aus völkerrechtlichen 
Verträgen, die die Bundesrepublik abgeschlossen hat, ergeben.

2. Nach allgemeinen Regeln des Völkerrechts ist die Antrag­
stellerin nicht von der deutschen Gerichtsbarkeit ausgenommen. 
Danach unterliegen nicht der deutschen Gerichtsbarkeit auslän­
dische Staaten (jedenfalls bei hoheitlicher Tätigkeit, vgl.
Kissel, aaO, § 20 Rz 3), Staatsoberhäupter, ausländische Regie-
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rungsmitglieder, Diplomaten und ähnliche Personen (vgl. Baum­
bach/ Laut er bach/ A Iber s/Hartraann , aaO, § 20 GVG, Anm. 1 A). Zu 
diesem Personenkreis gehört die Antragstellerin nicht. Daß sie 
aufgrund vertraglicher Bestimmungen für einen ausländischen Staat 
und für dessen Truppe, die selbst Exterritorialität genießt» 
Dienstleistungen erbringt, führt nicht dazu, daß ihr die gleiche 
Exterritorialität zukommen muß, die die Empfänger ihrer Dienst­
leistung genießen. Davon geht auch die Antragstellerin nicht ,:us.

3. Auch völkerrechtliche Verträge, hier das NATO-Truppenstat \t, 
das Zusatzabkommen und das Unterzeichnungsprotokoll, gewähren der 
Antragstellerin jedenfalls in betriebsverfassungsrechtlichen 
Streitigkeiten keine Exterritorialität.

a) Nach Art. 72 Abs. 1 ZA genießt die Antragstellerin als 
nichtdeutsches Unternehmen wirtschaftlichen Charakters (nur) die 
einer Truppe durch das NATO-Truppenstatut und das Zusatzabkommen 
"gewährte Befreiung von Zöllen, Steuern, Einfuhr- und Wiederaus­
fuhr beschränkungen und von der Devisenkontrolle", und dies auch 
nur in dem Umfang, der zur Erfüllung ihrer Aufgaben notwendig 
ist. Sie genießt weiter (nur) Befreiung von den "deutschen Vor­
schriften über die Ausübung von Handel und Gewerbe". Vergleicht 
man die damit umschriebene Sonderstellung der nichtdeutschen Un­
ternehmen wirtschaftlichen Charakters nach Art. 72 ZA mit der

ISonderstellung, die nichtdeutschen Organisationen nichtwirt- ; 
schaftliehen Charakters nach Art. 71 Abs. 1 und 2 ZA eingeräumt 
wird, so wird deutlich, daß die wirtschaftlichen Unternehmen eine 
weitaus beschränktere Sonderstellung haben als die nichtwirt-’
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schaftlichen Organisationen. Die in Art. 71 Abs. 1 ZA genannten 
nichtdeutschen Organisationen nichtwirtschaftlichen Charakters 
werden nach dieser Vorschrift ausdrücklich "wie Bestandteile der 
Truppe angesehen und behandelt". Für diese gilt daher das gesamte 
NATO-Truppenstatut und das Zusatzabkommen in gleicher Weise, wie 
es für die Truppe selbst gilt. Die weiteren nichtdeutschen Or­
ganisationen nichtwirtschaftlichen Charakters nach Art. 71 Abs.
2 ZA werden zwar nicht wie Bestandteile der Truppe angesehen und 
behandelt, für diese wird jedoch bestimmt, daß sie (alle) der 
Truppe gewährten Vergünstigungen und Befreiungen genießen, al­
lerdings nur in dem Umfange, der zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
notwendig ist.

Das Vertragswerk behandelt daher die nichtdeutschen Orga­
nisationen und Unternehmen nicht gleich, sondern teilt sie in 
drei Gruppen, die jeweils eine anders ausgeprägte Sonderstellung 
genießen. Dabei ist die Sonderstellung der nichtdeutschen Unter­
nehmen wirtschaftlichen Charakters am schwächsten ausgeprägt. Sie, 
sind praktisch nur von Vorschriften des Zoll-, Steuer-, Devisen-, 
Handels- und Gewerberechts ausgenommen, und auch nur, soweit es 
zur Erfüllung ihrer Aufgaben notwendig ist. Eine Ausnahme von 
Vorschriften des deutschen Arbeitsrechts, des Betriebsverfas­
sungsrechts oder von der deutschen Gerichtsbarkeit läßt sich 
demgegenüber aus dem Wortlaut von Art. 72 ZA nicht herleiten.

b) Auch eine Betrachtung des gesamten Vertragswerkes, seiner 
Entstehungsgeschichte und seiner Handhabung führt zu keinem an­
deren Ergebnis.
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i) Das Vertragswerk enthält nicht einmal eine ausdrücklich 
Bestimmung darüber, daß die Truppe selbst und das zivile Gef> ge 
von der deutschen Gerichtsbarkeit ausgenommen sind. Davon geht 
vielmehr das Vertragswerk als selbstverständlich aus, weil d ~s 
sich schon aus den allgemeinen Regeln des Völkerrechts ergib 
Das Vertragswerk unterstellt daher ausdrücklich die Truppe u" ** 
das zivile Gefolge oder Mitglieder der Truppe und des zivile 
Gefolges nur in bestimmten Einzelfällen der deutschen Gericb 
barkeit. Das gilt etwa für die in Art. VII NATO-Truppenstatu;<
(NTS) geregelten Fälle der deutschen Strafgerichtsbarkeit üb 
Mitglieder der Truppe und des zivilen Gefolges oder für die 
Art. VIII NTS geregelten Schadenersatzansprüche gegen Mitgli 'er 
der Truppe oder des zivilen Gefolges. In Art. VIII Abs. 9 NTS 
wird darüber hinaus ausdrücklich bestimmt, daß hinsichtlich :?r 
Zivilgerichtsbarkeit für Mitglieder der Truppe oder eines zi len 
Gefolges keine Befreiung von der Gerichtsbarkeit des Aufnahm 
Staates über die in Abs. 5 Buchst, g aaO geregelten Fälle hi 
aus beansprucht wird. Eine weitere Unterwerfung der Truppe o ?r 
des zivilen Gefolges unter die deutsche Gerichtsbarkeit ergibt 
sich aus Art. IX Abs. 4 NTS, wonach in Verbindung mit Art. 5;
ZA für die örtlichen zivilen Arbeitskräfte der Truppe oder dr 
zivilen Gefolges deutsches Arbeits- und Personalvertretungsreoht 
gilt und die Truppe oder das zivile Gefolge der deutschen Ar­
beitsgerichtsbarkeit hinsichtlich dieser zivilen Ortskräfte un­
terliegt.

Entsprechend dieser Regelung im Vertragswerk hat der Sechste 
Senat in seiner Entscheidung vom 23. Juli 1981 (BAG 35, 370 = AP
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Nr. 5 zu Art. 56 ZA-NATO-Truppenstatut) ausgesprochen, daß die 
Betriebsvertretung der zivilen Arbeitnehmer bei der Truppe selbst 
kein Mitwirkungsrecht hat bei der Einstellung eines Mitgliedes 
eines zivilen Gefolges, und daß insoweit die deutsche Gerichts­
barkeit nicht gegeben ist.

Der Fünfte Senat hat die sich aus den allgemeinen Regeln des 
Völkerrechts ergebende Exterritorialität der Truppe und des zi­
vilen Gefolges hinsichtlich der Dienstverhältnisse der bei der 
Truppe oder dem zivilen Gefolge beschäftigten Mitglieder der 
Truppe oder des zivilen Gefolges auch auf die in Art. 71 Abs. 2 
ZA genannten nichtdeutschen Organisationen nichtwirtschaftlichen 
Charakters ausgedehnt und ausgesprochen, daß die deutsche Ge­
richtsbarkeit für einen Streit Uber das Bestehen eines Beschäf­
tigungsverhältnisses zwischen der University of Maryland und ei­
nem Mitglied des zivilen Gefolges nicht gegeben ist (Urteil vom 
18. April 1979 - 5 AZR 1065/77 - AP Nr. 1 zu Art. 71 ZA-NATO- 
Truppenstatut). - Die University of Maryland ist eine nichtdeut­
sche Organisation nichtwirtschaftlichen Charakters im Sinne von 
Art. 71 Abs. 2 ZA (vgl. Unterzeichnungsprotokoll (UP) zu Art.
71 ZA Abs. 3 a ii), die nach Art. 71 Abs. 2 ZA die der Truppe 
gewährten Vergünstigungen und Befreiungen in dem Umfange genießt, 
der zur Erfüllung ihrer Aufgaben notwendig ist -. Er hat ange­
nommen, daß das Bildungsprogramm der University of Maryland eine 
der amerikanischen Truppenbetreuung dienende Institution ist, und 
ausgeführt, daß nicht angenommen werden könne, die Entsendestaa­
ten hätten Tatbestände, die für die Funktionsfähigkeit ihrer 
Truppen von Bedeutung sind, der Gerichtsbarkeit des Aufnahme-
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staates unterstellen wollen.

Es kann dahingestellt bleiben, ob dieser weitgehenden An­
sicht des Fünften Senats für die nichtwirtschaftlichen Organi­
sationen des Art. 71 ZA gefolgt werden kann. Für die nicht­
deutschen Unternehmen wirtschaftlichen Charakters im Sinne v:n 
Art. 72 ZA kann das jedenfalls nicht gelten. Diesen Unterneh ü« 
wird nicht die gleiche Befreiung wie der Truppe selbst gewährt, 
sondern - wie dargelegt - nur die Befreiung von bestimmten s •a- 
drücklich genannten Vorschriften auf dem Gebiet des Abgaben-» 
Handels- und Gewerberechts. Der vom Fünften Senat gezogene t luß 
von der ausschließlichen Personalhoheit der Truppe auch auf e 
Personalhoheit der in Art. 71 ZA genannten nichtdeutschen Or » 
nisationen nichtwirtschaftlichen Charakters kann daher für c 
nichtdeutschen Unternehmen wirtschaftlichen Charakters nach t. 
72 ZA nicht gezogen werden.

Allerdings hat der Fünfte Senat in einer weiteren Entsc J -  
dung vom 4. Mai 1983 (- 5 AZH 613/80 - nicht veröffentlicht) 
gerade auch in bezug auf die Anträgste11erin für eine Klage  ̂ nes 
ihrer Angestellten nach Art. 72 Abs. 5 a ZA ausgesprochen, . 
diese der deutschen Gerichtsbarkeit nicht unterliegt, und di~ 
damit begründet, daß für die Angestellten nichtdeutscher Unt* - 
nehmen wirtschaftlichen Charakters nichts anderes gelten kör' 
als für die Angestellten nichtdeutscher Organisationen nicht- 
wirtschaftlichen Charakters im Sinne von Art. 71 ZA. Der Fün s 
Senat hat jedoch auf Anfrage des Senats im vorliegenden Verfahren 
durch Beschluß vom 23. Mal 1989 - 5 AZR 613/80 - mitgeteilt,
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daß er an dieser seiner in der Entscheidung vom H. Mai 1983 zum 
Ausdruck gebrachten Rechtsansicht nicht festhält. Der erkennende 
Erste Senat ist daher nicht gehindert, die Frage, ob die Antrag­
stellerin der deutschen Gerichtsbarkeit unterliegt, wie hier zu 
bejahen.

ii) Wenn die Antragstellerin demgegenüber geltend macht, die 
Entstehungsgeschichte des Vertragswerkes und die Praxis der Ver­
tragspartner wiesen aus, daß zwischen den nichtwirtschaftlichen 
Organisationen des Art. 71 ZA und den wirtschaftlichen Unter­
nehmen nach Art. 72 ZA kein materieller Unterschied bestehe, so 
vermag der Senat dem nicht zu folgen. Aus der von der Antrag­
stellerin angeführten Denkschrift der Bundesregierung zum NA­
TO-Truppenstatut (BT-Drucks. 3/21M6 S. 267) ergibt sich, daß 
die deutsche Regierung das Anliegen hatte, den Kreis der begün­
stigten Organisationen und Unternehmen und die gewährten Vergün­
stigungen und Befreiungen in den durch die Bedürfnisse der 
Streitkräfte geboteten Grenzen zu halten. Daß dieses Bestreben 
nur zu einer Einschränkung des Kreises der begünstigten Unter­
nehmen geführt habe, läßt sich den Art. 71 und 72 ZA nicht ent­
nehmen. Hätten Organistionen und Unternehmen Vergünstigungen und 
Befreiungen in gleicher Art und in gleichem Umfange gewährt wer­
den sollen und wäre es nur darauf angekommen, den Kreis der be­
günstigten Unternehmen zu beschränken, hätte es der detaillierten 
unterschiedlichen Regelung in den Art. 71 und 72 ZA nicht be­
durft. Diese Artikel besagen ohnehin nichts über den Kreis der 
begünstigten Organisationen und Unternehmen. Welche Organisatio­
nen und Unternehmen begünstigt sein sollen, wird nur im Unter-
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zeichnungsprotokoll geregelt.

Auch das vorgelegte Protokoll des Verwaltungsausschusse der 
Truppen-Vertragskonferenz vom 19. Oktober 1956 besagt nichts 
über die Befreiungen und Vergünstigungen der Unternehmen. Ir :» 
weit heißt es in Ziff. 5 a.E. vielmehr ausdrücklich, der Um­
fang der zu gewährenden Befreiungen hänge ... von den Befrei 
ungen ab, die letzten Endes der Truppe selbst gewährt werden 
würden. Daraus wird deutlich, daß der Verwaltungsausschuß je 
denfalls an dieser Stelle über diese nicht verhandelt hat. D ..
von der Antragstellerin angezogene Ziff. H des Protokolls be.
trifft die Durchführung der abzuschließenden Abkommen über c 
wirtschaftlichen Unternehmen, nicht aber den Inhalt des Abko ens 
und damit den Umfang der Befreiungen selbst.

iii) Die von der Antrageteilerin vorgelegten Schreiben ver­
schiedener Oberpostdirektionen besagen nichts für eine Praxx der 
Vertragsstaaten, nach der die Antragstellerin auch h insicht;. i 
ihrer unter Art. 72 Abs. 5 a ZA fallenden Bediensteten Perso 
nalhoheit und Exterritorialität genießt. In ihnen wird ledî , oh 
zum Ausdruck gebracht, daß die nach dem Abkommen vom 11. Jan; r 
1979 zwischen den Stationierungsstreitkräften und der Deutsc’ n 
Bundespost zu zahlenden Nebenstellengebühren auch von der An­
tragstellerin zu tragen sind, "da dieses Abkommen auf die An­
tragstellerin anzuwenden sei" bzw. weil "diese quasi als Teil 
der amerikanischen Truppe anzusehen sei".

iv) Schließlich vermag die von der Antragsteilerin wahrzune’

J
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mende "Zahlmeisterfunktion" ein anderes Verständnis von den Dif­
ferenzierungen in den Art. 71 und 72 ZA nicht zu rechtfertigen.
Die Zahlmeisterfunktion der Antragstellerin für die Truppe war 
den Vertragspartnern bei Abschluß des Vertragswerkes bekannt.
Wenn gleichwohl der Antragstellerin Befreiungen und Vergünsti­
gungen nur im Umfang des Art. 72 ZA gewährt worden sind, so muß 
davon ausgegangen werden, daß die Vertragspartner diese Befrei­
ungen als ausreichend erachtet haben, um der Antragstellerin die 
Erfüllung ihrer vertraglichen Pflichten gegenüber der Truppe zu 
ermöglichen. Schwierigkeiten, die sich in der Folgezeit ergeben 
haben mögen, können nicht dazu berechtigen, der Antragstellerin 
Befreiungen und Vergünstigungen zuzusprechen, die im Vertragswerk 
nicht vorgesehen sind.

4. Die Antragstellerin unterliegt dem deutschen Betriebsver­
fassungsrecht und damit hinsichtlich betriebsverfassungsrecht­
licher Streitigkeiten der deutschen Gerichtsbarkeit auch dann, 
wenn sie Personen beschäftigt, die unter Art. 72 Abs. 5 a ZA 
fallen.

a) Diese Vorschrift handelt von (allen) Angestellten dieser 
nichtdeutschen Unternehmen wirtschaftlichen Charakters und be­
stimmt grundsätzlich, daß diesen Angestellten, wenn sie aus­
schließlich für dieses Unternehmen tätig sind, die gleichen Be­
freiungen und Vergünstigungen gewährt werden wie Mitgliedern des 
zivilen Gefolges. Damit werden den Angestellten dieser Unterneh­
men bestimmte Vergünstigungen gewährt, wie sie im NATO-Truppen­
statut oder im Zusatzabkommen für Mitglieder des zivilen Gefolges
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vorgesehen sind. Die Angestellten werden dadurch aber nicht zu 
Mitgliedern des zivilen Gefolges selbst. Auch insoweit unter­
scheidet sich Art. 72 Abs. 5 a ZA von Art. 71 Abs. 5 a ZA. ln 
der letztgenannten Vorschrift wird für die bei den nichtdeutschen 
Organisationen nichtwirtschaftlichen Charakters tätigen Arbeit­
nehmer bestimmt, daß sie wie Mitglieder eines zivilen Gefolge : 
angesehen und behandelt werden, und es wird nur zusätzlich gere­
gelt, daß sie hinsichtlich ihrer Bezüge und Einkünfte von die.-an 
Organisationen unter bestimmten Voraussetzungen im Bundesgebiet 
von Steuern befreit sind. Die Rechtsstellung nicht nur der in 
Art. 71 ZA genannten Organisationen selbst ist damit eine anc>- e 
als die der in Art. 72 ZA genannten wirtschaftlichen Unterneh 
men, sondern auch die Rechtsstellung der jeweils bei den Orga - 
sationen und Unternehmen beschäftigten Angestellten ist unter 
schiedlich ausgestaltet.

b) Gewährt aber Art. 72 Abs. 5 a ZA den bei den Wirtschaft- 
liehen Unternehmen beschäftigten Angestellten lediglich bestifi te 
persönliche Vergünstigungen und Befreiungen, so kann sich aus 
dieser Vorschrift nichts für die Rechtsstellung der Wirtschaft 
liehen Unternehmen selbst ergeben. Art. 72 Abs. 5 a ZA knüpft 
daran an, daß Personen bei den wirtschaftlichen Unternehmen be­
schäftigt sind. Ist das der Fall, genießen sie die genannten 
Vergünstigungen und Befreiungen, sofern nicht die Ausnahmetath 
stände von Art. 72 Abs. 5 a oder b ZA eingreifen, nicht aber 
haben diese Befreiungen und Vergünstigungen Einfluß auf das 
Rechtsverhältnis der Angestellten zum Unternehmen und erst recht 
nicht auf die Rechtsstellung des Unternehmens im Bezug zum deut
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schen Recht und hier zum deutschen Betriebsverfassungsrecht und 
zur deutschen Gerichtsbarkeit. Ohne Bedeutung ist in diesem Zu­
sammenhang auch, welches Arbeitsvertragsstatüt für die Rechtsbe­
ziehungen zwischen der Antragstellerin und ihren Arbeitnehmern 
gilt. Das Betriebsverfassungsgesetz gilt auch hinsichtlich der­
jenigen Arbeitnehmer, deren Arbeitsverhältnis sich nach auslän­
dischem Arbeitsrecht richtet (BAG Urteil vom 9. November 1977, 
aaO). Ob sich aus einer Vereinbarung der Anwendbarkeit ausländi­
schen Arbeitsrechts ein Ausschluß der deutschen Gerichtsbarkeit 
für Arbeitsrechtsstreitigkeiten zwischen der Antragstellerin und 
ihren Angestellten ergibt und ergeben kann, ist eine andere, in 
diesem Zusammenhang nicht relevante Frage.

c) Zu Unrecht verweist die Antragstellerin in diesem Zusammen­
hang darauf, daß Mitglieder des zivilen Gefolges in ihrem 
Dienstverhältnis zum zivilen Gefolge bzw. zur Truppe nicht dem 
deutschen Arbeitsrecht und der deutschen Gerichtsbarkeit unter­
liegen. Das mag zutreffend sein. Dabei handelt es sich jedoch 
nicht um eine persönliche Befreiung oder Vergünstigung der Mit­
glieder des zivilen Gefolges, die auch den Angestellten der An­
tragstellerin, die unter Art. 72 Abs. 5 a ZA fallen, zu gewäh­
ren ist. Dieser Umstand ist vielmehr Ausfluß der Exterritoria­
lität und der Personalhoheit der Truppe selbst. Wäre die Ansicht 
der Antragstellerin zutreffend, daß es sich insoweit um persön­
liche Vergünstigungen und Befreiungen der Mitglieder des zivilen 
Gefolges handelt, so unterläge die Truppe hinsichtlich der bei 
ihr beschäftigten, sie begleitenden Zivilpersonen, die Staats­
angehörige des Aufnahmestaates sind oder in diesem ihren ge-
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wöhnlichen Wohnsitz oder Aufenthalt haben, der deutschen Ge­
richtsbarkeit, da diese Personen nach Art. I Abs. 1 b NTS rr ,t 
Mitglieder des zivilen Gefolges sind; es müßten andererseits 
Mitglieder des zivilen Gefolges, die bei einem deutschen Uni. -- 
nehmen in einem Arbeitsverhältnis stehen, vom deutschen Arbr ;s- 
recht und der deutschen Gerichtsbarkeit ausgenommen sein.

Damit erweist sich der Hauptantrag der Antragstellerin s 
unbegründet. Die Entscheidung des Landesarbeitsgerichts muß 
daher insoweit aufgehoben und der Hauptantrag der Antragste^ rin 
abgewiesen werden.

IV. Der Hilfsantrag der Antragstellerin ist begründet.

Die Zustimmung des Betriebsrates zur Einstellung und B 
schäftigung des Beteiligten K war zu ersetzen. Wie <
gelegt, gilt das deutsche Betriebsverfassungsrecht auch für e 
Beschäftigung von Angestellten, die unter Art. 72 Abs. 5 a L 
fallen. Die Antragstellerin hat daher auch richtigerweise d - 
Zustimmung des Betriebsrates zur Einstellung dieses Angeste’ en 
erbeten und beantragt, die vom Betriebsrat verweigerte Zust\ iung 
durch gerichtliche Entscheidung zu ersetzen. 1

1. Der Betriebsrat hat die Zustimmung zur Einstellung des 
teiligten K mit der Begründung verweigert, diese ver :,oße
gegen den Grundsatz der Gleichbehandlung und gegen bestehen'' 
deutsche Ausländer- und Steuergesetze. Zumindest hinsichtlic des 
geltend gemachten Verstoßes der Einstellung gegen deutsche #

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 26-

ländergesetze war aus dieser Begründung für die Antragstellerin 
ersichtlich, daß der Betriebsrat geltend machen wollte, der Be­
teiligte K gehöre nicht zu den in Art. 72 Abs. 5 a ZA
genannten Personen, die einer Arbeitserlaubnis nicht bedürften. 
Diese Frage war zwischen den Beteiligten schon vorher anläßlich 
der Einstellung anderer vergleichbarer Personen streitig gewor­
den. Der Antragstellerin war die rechtliche Betrachtung dieses 
Fragenkreises durch den Betriebsrat bekannt. Sie hat die Zustim­
mungsverweigerung auch in diesem Sinne verstanden. Damit genügt 
das Schreiben des Betriebsrates vom 3* April 1980 den Anforde­
rungen, die an die Begründung der Verweigerung der Zustimmung 
nach der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts zu stellen sind 
(Beschluß des Senats vom 2M. Juli 1979 - 1 ABR 78/77 - AP Nr.
11 zu § 99 BetrVG 1972). Die angegebenen Gründe sind noch auf den 
konkreten Sachverhalt abgestellt und erschöpfen sich nicht in der 
Wiederholung eines gesetzlich normierten Zustimmungsverweige­
rungsgrundes .

2. Nach § 99 Abs. 2 Nr. 1 BetrVG kann der Betriebsrat die 
Zustimmung zur Einstellung u.a. verweigern, wenn die Einstel­
lung gegen ein Gesetz verstößt. Einstellung ist dabei nicht nur 
der Abschluß des Arbeitsvertrages, sondern auch die vorgesehene 
Beschäftigung des Arbeitnehmers überhaupt (BAG 3*1, 1, H = AP Nr.
9 zu Art. 33 Abs. 2 GG, zu A II 2 der Gründe). Gerade letztere 
wird eher gegen ein Gesetz verstoßen als der Abschluß des Ar­
beitsvertrages selbst.

Nach § 19 AFG bedürfen Arbeitnehmer, die nicht Deutsche im
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Sinne des Art. 116 CG sind, zur Ausübung einer Beschäftigung im 
Bundesgebiet einer Erlaubnis der Bundesanstalt, soweit in zwi­
schenstaatlichen Vereinbarungen nichts anderes bestimmt ist. Ar­

beitgeber dürfen Arbeitnehmer, die nicht Deutsche sind, nur 
schäftigen, wenn die Arbeitnehmer eine solche Arbeitserlaubn i 
haben. Damit verbietet § 19 AFG die Beschäftigung ausländisc ;r 
Arbeitnehmer ohne Arbeitserlaubnis in allen den Fällen, in d sen 
diese Arbeitnehmer einer solchen Arbeitserlaubnis bedürfen. Würde 
der Angestellte K einer Arbeitserlaubnis bedürfen, ver­
stieße dessen Einstellung und Beschäftigung durch die Antrag­
stellerin gegen ein gesetzliches Verbot, da dieser unstreiti 
nicht im Besitz einer Arbeitserlaubnis ist. Daß ein Verstoß , gen 
5 19 AFG dem Betriebsrat ein Recht zur Verweigerung der Zust - 
mung gibt, ist auch allgemeine Meinung im Schrifttum (Galpe- 
rin/Löwisch, BetrVG, 6. Aufl., $ 99 Rz 71*? Dietz/Richardi,
BetrVG, 6. Aufl., $ 99 Rz 198; Fitting/Auffarth/Kaiser, Betr-O,
13. Aufl., $ 99 Rz 26; Gnade/Kehrmann/Schnei der/Blanke, BetrU f 
2. Aufl., 5 99 Rz 66; Kammann/Hess/Schlochauer, BetrVG, 5 99 ^
105; Stege/Weinspach, BetrVG, 9. Aufl., H  99 - 101 Rz 53).
Soweit die Antragstellerin geltend macht, der Betriebsrat kör s 
seine Zustimmung nur bei Verstoß gegen eine solche gesetzlicr. 
Vorschrift verweigern, die dem Schutz des betroffenen Arbeitn; ti­
mers oder der Arbeitnehmer im Betrieb dient, vermag der Senat dem 
nicht zu folgen. Aus dem Wortlaut des Betriebsverfassungsges#...zes 
ergibt sich eine solche Einschränkung nicht, sie ist auch sac - 
lieh nicht gerechtfertigt. Durch die Beschäftigung von auslä 
schen Arbeitnehmern ohne Arbeitserlaubnis werden auch die Bel>.ige 
der Belegschaft betroffen. Das belegt schon die Diskussion ua j’ie
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illegale Beschäftigung ausländischer Arbeitnehmer.

3. Der Angestellte K bedarf keiner Arbeitserlaubnis, um
von der Antragstellerin beschäftigt zu werden. Er genießt nach 
Art. 72 Abs. 5 a ZA die gleichen Befreiungen und Vergünstigun­
gen wie Mitglieder des zivilen Gefolges. Diese bedürfen einer 
Arbeitserlaubnis nicht.

a) Weder das NATO-Truppenstatut noch das Zusatzabkommen ent­
halten allerdings eine Bestimmung, die ausdrücklich Mitglieder 
des zivilen Gefolges von dem Erfordernis einer Arbeitserlaubnis 
freistellt für den Fall, daß diese im Bundesgebiet eine abhängige 
Beschäftigung aufnehmen wollen. Lediglich mittelbar ergibt sich 
aus dem Vertragszweck und der Definition des zivilen Gefolges in 
Art. I Abs. 1 b NTS, daß die Mitglieder des zivilen Gefolges 
für ihre Beschäftigung bei der Truppe selbst einer Arbeitser­
laubnis nicht bedürfen. Über eine Beschäftigung bei einem wirt­
schaftlichen Unternehmen im Sinne von Art. 72 Abs. 1 ZA ist 
damit nichts gesagt. Art. 6 Abs. 1 ZA befreit jedoch die Mit­
glieder des zivilen Gefolges von den deutschen Vorschriften auf 
den Gebieten des Meldewesens und der Ausländerpolizei.

Dementsprechend heißt es in § H9 Abs. 1 Nr. 3 Ausländer­
gesetz, daß dieses Gesetz keine Anwendung findet auf Ausländer, 
für die in zwischenstaatlichen Vereinbarungen die Anwendung des 
Gesetzes ausgeschlossen ist. Nach § 9 Nr. 8 AEVO bedürfen wie­
derum Personen, auf die nach § *19 Abs. 1 des Ausländergesetzes 
dieses keine Anwendung findet, keiner Arbeitserlaubnis. Auslän-
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der, die bei der Antragstellerin beschäftigt werden, bedüri c 
daher keiner Arbeitserlaubnis, wenn sie die gleichen Befreiungen 
und Vergünstigungen genießen wie Mitglieder des zivilen Gef*-..i$es. 
Das ist bei dem Angestellten K der Fall.

b) Entgegen der Ansicht der Antragstellerin ist der Senat n 
der Prüfung dieser Frage nicht dadurch gehindert, daß die Tivo- 
penbehörde im Pass des Beteiligten K den Vermerk "St. us
of Forces” angebracht hat. Die Truppenbehörden können nicht r.t 
verbindlicher Wirkung für deutsche Gerichte entscheiden, ob 
gestellten der wirtschaftlichen Unternehmen nach Art. 72 Abs 1 
ZA die im Vertragswerk Mitgliedern des zivilen Gefolges ein? • 
räumten Befreiungen und Vergünstigungen zustehen.

Wem nach dem Vertragswerk welche Befreiungen und Vergib' 
stigungen zustehen, wird im Vertragswerk selbst abschließend ,e- 
regelt. Dieses Vertragswerk ist in der Bundesrepublik Deut.3- and 
geltendes Recht. Die deutschen Gerichte haben daher auch im .n- 
zelfall zu prüfen, ob bestimmte Befreiungen oder Vergünstigt v;en 
von einer Person zu Recht in Anspruch genommen werden oder n rht. 
Eine möglicherweise objektiv falsche Entscheidung dieser 
durch deutsche Gerichte mag dann zwar ein Verstoß gegen dat ..r- 
tragswerk sein und damit eine Streitigkeit zwischen den Ver­
tragsparteien in bezug auf die Auslegung oder Anwendung die.? -s 
Abkommens im Sinne von Art. XVI NTS begründen, die in dem de 
geregelten Verfahren auszutragen und beizulegen ist. Dem Ver 
tragswerk läßt sich aber nicht entnehmen, daß zur Vermeidurv 
solcher Streitigkeiten die eine Vertragspartei, hier die Tr\
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penbehörde des Entsendestaates, das Recht haben soll, allein über 
die Auslegung einer Bestimmung des Vertragswerks mit verbindli­
cher Wirkung für den anderen Vertragspartner und seine Behörden 
und Gerichte zu entscheiden.

Aus Art. III Abs. 3 NTS folgt nichts anderes. Hier ist 
lediglich bestimmt, daß Mitglieder eines zivilen Gefolges und 
Angehörige in ihren Pässen als solche zu bezeichnen sind. Für 
Personen, die bei einem Unternehmen im Sinne von Art. 72 Abs. 1 
ZA beschäftigt sind, gilt diese Vorschrift schon von ihrem Wort­
laut her nicht. Diese Personen sind - wie dargelegt - in keinem 
Falle Mitglieder des zivilen Gefolges, auch wenn sie entspre­
chende Sonderrechte genießen.

Die Antragstellerin übersieht, daß die Frage, ob eine be­
stimmte Person nach dem Vertragswerk bestimmte Sonderrechte ge­
nießt, nicht verwechselt werden darf mit der Frage, ob eine be­
stimmte Person Mitglied des zivilen Gefolges oder der Truppe oder 
ein Angehöriger eines solchen Mitgliedes ist.

Hach Art. I Abs. 1 b NTS ist ziviles Gefolge das die 
Truppe einer Vertragspartei begleitende Zivilpersonal, das bei 
den Streitkräften dieser Vertragspartei beschäftigt ist. Der 
Entsendestaat bestimmt aufgrund seiner Hoheitsgewalt und allein, 
welche Personen die Truppe als dort beschäftigte Zivilpersonen 
begleiten. Erst recht gilt dies für das Recht zu bestimmen, wel­
che Personen unmittelbar Mitglieder der Truppe sind. Diese Per­
sonen gehören unmittelbar zur Truppe, sind gewissermaßen Teil der
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Truppe selbst. Das wird aus der englischen Bezeichnung "civi an 
component" besonders deutlich. Aus dieser Organisationsgewalt des 
Entsendestaates wird man auch entnehmen können, daß die 
zung zwischen dem die Truppe begleitenden und dort beschäfti en 
Zivilpersonal und den örtlichen Arbeitskräften im Sinne von Art.
IX Abs. U NTS ebenfalls der Organisationsgewalt des Entsende 
Staates unterliegt, ohne daß diese Frage hier zu entscheiden wä­
re. Bei beiden Personenkreisen handelt es sich um "bei einer 
Truppe beschäftigtes Zivilpersonal". Der Unterschied liegt le­
diglich darin, daß die eine Gruppe die Truppe begleitet, während 
die andere jeweils örtlich rekrutiert wird.

Bestimmt damit der Entsendestaat allein, welche Person bei 
einer Truppe beschäftigt werden und diese begleiten, so sind 
diese Personen Mitglieder des zivilen Gefolges im Sinne des ' 4r- 
tragswerkes jedoch nur dann, wenn es sich nicht um Staatenlos 
um Angehörige eines VertragsStaates oder um Staatsangehörige es 
Aufnahraestaates oder um Personen handelt, die im Aufnahmesba: 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben. Auch Deutsche oder Stas, Pi­
lose können damit zu dem Zivilpersonal gehören, das bei der 
Truppe beschäftigt ist und dieses begleitet, gleichwohl sind 
diese Personen nicht Mitglieder des zivilen Gefolges im Sinn*; des 
Vertragswerkes, genießen insbesondere nicht die den Mitgliedern 
des zivilen Gefolges eingeräumten Befreiungen und Vergünstig •• 
gen.

Aus dem Gesagten ergibt sich damit insgesamt, daß der Fr-,~ 
sendestaat zwar kraft eigener Hoheitsgewalt bestimmen kann, 1 el-
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che Personen Mitglieder der Truppe, bei der Truppe beschäftigte 
und diese begleitende Zivilpersonen, und welche örtliche Ar­
beitskräfte sind. Die Frage jedoch, welche Rechte, Befreiungen 
und Vergünstigungen diese Personen jeweils in ihrer Eigenschaft 
nach dem Vertragswerk genießen, ergibt sich unmittelbar aus den 
Bestimmungen des Vertragswerkes, nicht aber aus einer irgendwie 
gearteten "Verleihung" eines bestimmten Status als Mitglied des 
zivilen Gefolges oder als Angehörige eines solchen Mitgliedes.

Die bei den nichtdeutschen Unternehmen wirtschaftlichen 
Charakters im Sinne von Art. 72 Abs. 1 ZA beschäftigten Ange­
stellten sind keine Mitglieder des zivilen Gefolges. Daß die An­
tragstellerin den Truppenbehörden gegenüber vertraglich zu einer 
bestimmten Personalverwaltung und Personalhaltung verpflichtet 
sein mag, führt nicht dazu, daß den Truppenbehörden hinsichtlich 
der Angestellten der Antragstellerin eine eigene Organisations­
gewalt oder Personalhoheit zukommt, kraft derer sie die Ange­
stellten zu "Mitgliedern des zivilen Gefolges" erklären oder 
verbindlich bestimmen können, welche Angestellten Befreiungen und 
Vergünstigungen wie Mitglieder des zivilen Gefolges genießen 
können.

Etwas anderes folgt für den vorliegenden Fall auch nicht aus 
Art. 72 Abs. 5 a letzter Halbsatz ZA. Wenn es hier heißt, daß 
die Angestellten von Unternehmen im Sinne von Art. 72 Abs. 1 ZA 
die genannten Befreiungen und Vergünstigungen (nur) genießen.
wenn sie ihnen der Entsendestaat nicht beschränkt, so folgt dar­
aus nur, daß der Entsendestaat das Recht haben soll, zu bestim-
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men, daß Personen, die nach dem Vertragswerk an sich diese Be­
freiungen und Vergünstigungen genießen können, diese nicht oder 
nicht in vollem Umfange sollen in Anspruch nehmen können. Ebenso 
ergibt sich aus Art. 72 Abs. 6 ZA das Recht der Behörden einer 
Truppe, auch den in Abs. 1 genannten Unternehmen die gewährten 
Befreiungen oder Vergünstigungen ganz oder teilweise zu entzie­
hen. An einer solchen Einschränkung der Sonderstellung der Un­
ternehmen und der bei diesen beschäftigten Personen mag der Ent­
sendestaat ein bestimmtes Interesse haben. Macht der Entsende­
staat von dieser Befugnis zur Beschränkung der Befreiungen und 
Vergünstigungen Gebrauch, so werden dadurch Interessen des Aa - 
nahmestaates, d. h. der Bundesrepublik, nicht berührt, weil 
diese dadurch letztlich ein Stück aufgegebener Souveränität zu­
rückerlangt. Aus dieser Bestimmung kann aber nicht umgekehrt 
hergeleitet werden, daß der Entsendestaat das Recht haben sc... 1, 
Befreiungen und Vergünstigungen durch die "Verleihung des Status 
des zivilen Gefolges" auch da zu gewähren, wo diese nach dem 
Vertragswerk nicht zu gewähren sind.

Der von der Truppenbehörde im Paß des Angestellten K 
angebrachte Vermerk "Status of Forces" besagt daher nichts dafür, 
ob dieser Angestellte nach Art. 72 Abs. 5 a ZA die gleichen 
Befreiungen und Vergünstigungen genießt wie die Mitglieder aeß 
zivilen Gefolges.

c) Nach Art. 72 Abs. 5 a ZA genießen grundsätzlich alle An­
gestellten der in Art. 72 Abs. 1 ZA genannten nichtdeutschen 
Unternehmen wirtschaftlichen Charakters die gleichen Befreiungen
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und Vergünstigungen wie Mitglieder eines zivilen Gefolges, wenn 
sie nur ausschließlich für das Unternehmen tätig sind und ihnen 
der Entsendestaat die Befreiungen und Vergünstigungen nicht be­
schränkt hat. Der Beteiligte K ist ausschließlich für die
Antragstellerin tätig. Eine Beschränkung möglicher Befreiungen 
und Vergünstigungen durch den Entsendestaat ist nicht erfolgt.

Ausgenommen von diesem Personenkreis sind nach Art. 72 
Abs. 5 b ZA jedoch u.a. deutsche Staatsangehörige und solche 
Personen, die ihren Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
im Bundesgebiet haben. Das können auch Staatsangehörige des Ent­
sendestaates sein. Der Angestellte K gehört jedoch nicht
zu diesen ausgenommenen Personen. Er hat seinen Wohnsitz oder 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt nicht im Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland.

Hach dem unstreitigen Sachverhalt ist der Beteiligte K
zu dem Zweck in das Bundesgebiet eingereist, um bei der 

Antragstellerin in ein Arbeitsverhältnis zu treten. Seine Familie 
ist in den Vereinigten Staaten geblieben. Der von ihm mit der 
Antragstellerin zunächst abgeschlossene Arbeitsvertrag sah eine 
Beschäftigung nur für einen Zeitraum von drei Jahren vor.

Damit gehört der Beteiligte K nicht zu denjenigen
Personen, die im Bundesgebiet ihren Wohnsitz oder ihren gewöhn­
lichen Aufenthalt haben. Gleichgültig, wie diese beiden Begriffe 
in ihren Einzelheiten zu verstehen sind, ist Sinn und Zweck der 
Bestimmung in Art. 72 Abs. 5 b ZA, solche Personen von den Be-
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freiungen und Vergünstigungen auszunehmen, deren Lebensmittel­
punkt schon vor Aufnahme einer die Befreiungen und Vergünstigun­
gen auslösenden Beschäftigung im Bundesgebiet lag und die damit 
der deutschen Rechtsordnung unterfielen. Der Umstand, daß diese 
Personen für die Dauer ihrer Beschäftigung bei einem Unternehmen 
im Sinne von Art. 72 Abs. 1 ZA im Bundesgebiet Aufenthalt neh­
men , schließt sie von den Befreiungen und Vergünstigungen nicht 
aus. Das folgt einmal aus einer zumindest analogen Anwendung von 
Art. X Abs. 1 NTS. Hier wird bestimmt, daß die Zeitabschnitte, 
in denen sich ein Mitglied einer Truppe oder eines zivilen Ge­
folges nur in dieser Eigenschaft im Aufnahmestaat aufhält, nicht 
als Zeiten des Aufenthaltes im Aufnahmestaat gelten, sofern die 
Verpflichtung zur Leistung von Steuern vom Aufenthalt oder Wohn­
sitz abhängt. Es folgt aber auch daraus, daß die Regelung in 
Art. 72 Abs. 5 a ZA leerliefe und sinnlos wäre, wenn die Be­
schäftigung bei einem solchen Unternehmen im Bundesgebiet dazu 
führen würde, daß der Beschäftigte im Bundesgebiet für die Dauer 
der Beschäftigung seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. Befreiungen 
und Vergünstigungen wären dann jedenfalls für solche Personen 
ausgeschlossen, die eine solche Beschäftigung nicht nur ganz 
kurzfristig ausüben.

Ob Befreiungen und Vergünstigungen erst von dem Zeitpunkt an 
gewährt werden, in dem der Angestellte die Beschäftigung bei dem 
Unternehmen aufnimmt, oder schon von dem Zeitpunkt an, in dem er 
in das Bundesgebiet einreist, um eine solche Beschäftigung auf­
zunehmen - wofür Art. III Aba. 5 NTS sprechen würde -, kann 
hier dahingestellt bleiben«, Einer Befreiung von dem Erfordernis
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einer Arbeitserlaubnis bedarf es erst in dem Augenblick, in dem 
eine Beschäftigung aufgenommen wird. Wann der Arbeitsvertrag ab­
geschlossen wird, ist dafür unerheblich.

Im Zeitpunkt der Aufnahme der Beschäftigung bei der Antrag­
stellerin hatte der Beteiligte K daher weder seinen
Wohnsitz noch seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Bundesgebiet. Ob 
er einen solchen später begründet hat, als er seine deutsche Frau 
heiratete, bedarf im vorliegenden Fall keiner Entscheidung. Er 
genießt damit die gleichen Befreiungen und Vergünstigungen wie 
Mitglieder des zivilen Gefolges und bedurfte damit auch keiner 
Arbeitserlaubnis.

4. Soweit der Betriebsrat - wenn auch wenig substantiiert - 
seine Zustimmung auch mit der Begründung verweigert hat, die Be­
schäftigung des Angestellten K verstoße gegen deutsche
Steuergesetze, ist ein solcher Verstoß nicht ersichtlich. Die 
deutschen Steuergesetze verbieten eine Beschäftigung von Auslän­
dern bei ausländischen Unternehmen im Bundesgebiet nicht. Ob der 
Beschäftigte im Bundesgebiet hinsichtlich seiner Einkünfte der 
Steuerpflicht unterliegt oder nicht, ist eine Rechtsfrage, die 
sich hier nach den Bestimmungen des Vertragswerkes entscheidet 
und die im Streitfall von den deutschen Finanzbehörden und -ge- 
richten zu entscheiden ist. Selbst wenn die Antragstellerin und 
der Angestellte K zu Unrecht davon ausgegangen wären, daß
dieser hinsichtlich seiner Einkünfte in Deutschland nicht steu­
erpflichtig sei und daher auch nicht beabsichtigt hätte, nach den 
deutschen Steuergesetzen zu verfahren, wäre die Einstellung und
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Beschäftigung des Angestellten K deswegen nicht verboten
gewesen.

V. Der Antrag des Betriebsrates auf Aufhebung der Einstellung 
und Beschäftigung des Beteiligten K ist nicht begründet.

1. Dieser Antrag ist zulässig. Die Antragstellerin unterliegt 
- wie dargelegt - der deutschen Gerichtsbarkeit. In ihren Be­
trieben findet das Betriebsverfassungsgesetz auch insoweit An­
wendung, als sie Arbeitnehmer beschäftigt, die unter Art. 72 
Abs. 5 a ZA fallen.

2. Die Antragstellerin hat für die Einstellung und Beschäfti­
gung des Beteiligten K die Zustimmung des Betriebsrates
erbeten und, als diese verweigert wurde, den Beteiligten vorläu­
fig eingestellt und entsprechend 5 100 Abs. 2 Satz 3 BetrVG in­
nerhalb von drei Tagen beim Arbeitsgericht die Ersetzung der Zu­
stimmung des Betriebsrates und auch die Feststellung beantragt, 
daß die vorläufige Einstellung des Beteiligten K aus
sachlichen Gründen dringend erforderlich war. Damit war die An­
tragstellerin dem Betriebsrat gegenüber befugt, den Beteiligten 
K tatsächlich zu beschäftigen, unabhängig davon, ob
sachliche Gründe die vorläufige Einstellung erforderlich machten 
oder ob der Betriebsrat die Zustimmung zur endgültigen Einstel­
lung zu Recht verweigert hat oder nicht. Erst wenn das Gericht 
rechtskräftig die Ersetzung der Zustimmung des Betriebsrates ab­
gelehnt oder rechtskräftig festgestellt hat, daß die vorläufige 
Einstellung offensichtlich nicht dringend erforderlich war, endet
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nach § 100 Abs. 3 Satz 2 BetrVG zwei Wochen nach Rechtskraft der 
genannten Entscheidungen die Befugnis der Antragstellerin zur 
Weiterbeschäftigung des vorläufig eingestellten Arbeitnehmers. 
Erst von diesem Zeitpunkt an kann der Betriebsrat nach § 101 
BetrVG die Aufhebung der Einstellung verlangen, wenn der Arbeit­
geber diese nicht von sich aus aufhebt. Der Betriebsrat kann da­
mit im Verfahren nach § 100 Abs. 2 Satz 3 BetrVG ebensowenig den 
Gegenantrag auf Aufhebung der Maßnahme stellen, wie der Arbeit­
geber im Verfahren nach § 101 BetrVG auf Aufhebung der Maßnahme 
die Ersetzung der Zustimmung des Betriebsrates beantragen kann 
(vgl. Entscheidung des Senats vom 18. Juli 1978 - 1 ABR M3/75 - 
AP Nr. 1 zu § 101 BetrVG 1972).

Der Antrag des Betriebsrates war damit von Anfang an unbe­
gründet. Darauf, daß die Zustimmung des Betriebsrates zu ersetzen 
war, kommt es nicht an. Der Antrag des Betriebsrates war damit 
abzuweisen.

Dr. Kissel Dr. Seidensticker Matthes
Dr. Wehr Koerner

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

